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Antrag 01: Sinnvolle Weiterentwicklung der bestehenden Regelungen zur Arbeitsaufnahme von  1 
Geflüchteten  2 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/03 Frohnau  3 
 4 
Die Landesgruppe möge beschließen,  5 
der Landesparteitag möge beschließen,  6 
der Bundesparteitag möge beschließen: 7 
 8 
Die gesetzlichen Fristen sollen verkürzt sowie die behördlichen Verfahren beschleunigt werden, damit 9 
eine sofortige Arbeitsaufnahme von Geflüchteten ermöglicht wird. 10 
 11 
Begründung: 12 
Für die Integration der Geflüchteten in unsere Gesellschaft ist es unter anderem von Bedeutung, dass 13 
diese Personen am Erwerbsleben teilnehmen können und ihren Lebensunterhalt für sich und ihre  14 
Familien selbst erwirtschaften. Derzeit stehen einer Arbeitsaufnahme aber oft bürokratische und  15 
rechtliche Hindernisse entgegen. Daher ist es erforderlich: 16 
 17 

1. Die derzeit notwendigen Genehmigungen für eine Arbeitsaufnahme müssen durch die  18 
Ausländerbehörde (in Berlin: Landesamt für Einwanderung) und die Bundesagentur für Arbeit 19 
zügig erteilt werden. Hierzu gehört eine rasche Terminvergabe sowie eine prioritäre  20 
Bearbeitung in einem zeitlich angemessenen Rahmen; 21 

2. Die bestehenden Fristen, wonach eine Erwerbstätigkeit erst drei Monate nach Stellung eines 22 
Asylantrags, bei Personen, die verpflichtet sind in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen erst 23 
nach sechs Monaten aufgenommen werden darf, zu verkürzen.  24 
 25 

Soweit hierfür eine Änderung von bundeseinheitlichen Regelungen erforderlich ist, fordern wir die der 26 
SPD angehörenden Mitglieder des Berliner Senats, die Berliner Bundestagsabgeordneten und die SPD-27 
Mitglieder der Bundesregierung auf, sich hierfür auf Bundesebene einzusetzen.  28 
Über die ergriffenen Maßnahmen ist fortlaufend öffentlich und medienwirksam zu berichten, damit in 29 
der politischen Diskussion nicht länger mit falschen Behauptungen und Ängsten operiert werden kann. 30 
Zudem gilt es auch den zu Recht Asylsuchenden eine realistische Bleibeperspektive zu eröffnen. 31 
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Antrag 02: Keine nationalen Alleingänge in der Flüchtlings- und Migrationspolitik   1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/02 Freie Scholle/Tegel 2 
 3 
Die Landesgruppe möge beschließen, 4 
Der Landesparteitag möge beschließen, 5 
Der Bundesparteitag möge beschließen:  6 
 7 
Die SPD lehnt nationale Alleingänge in der Flüchtlings- und Asylpolitik, wie die Zurückweisungen an den 8 
deutschen Grenzen oder Leistungsstreichungen für ausreisepflichtige Asylsuchende („Dublin-Fälle“) ab. 9 
Die sozialdemokratischen Mitglieder des deutschen Bundestages und der Bundesregierung werden  10 
aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die im April zwischen den EU-Staaten verabredete Reform 11 
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (Geas) umgesetzt und ggf. in Zusammenarbeit mit den 12 
europäischen Partnern weiterentwickelt wird. 13 
 14 
Begründung: 15 
Die Ausrufung eines Notstandes zur Rechtfertigung von Grenzkontrollen und die Zurückweisung von 16 
geflüchteten Menschen an den deutschen Grenzen ist keine Lösung für die Begrenzung und Steuerung 17 
von Zuwanderung, verstößt aber mutmaßlich gegen europäisches Recht, ist unsolidarisch gegen über 18 
den europäischen Nachbarstaaten und gefährdet den Schengener Raum, eine herausragende  19 
Errungenschaft des europäischen Einigungsprozesses. 20 
Gegen die Kürzung oder Streichung von Leistungen für ausreisepflichtige Asylsuchende (Dublin-Fälle) 21 
bestehen erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken, zumal die Rückführungen an den  22 
Aufnahmeländern scheitern und es den Betroffenen in der Regel gar nicht erlaubt und möglich ist,  23 
selbständig in den zuständigen EU-Staat zurückzukehren. 24 
Deutschland hat in der Vergangenheit mit großem Engagement für europäische Lösungen gestritten 25 
und zurecht nationale Alleingänge anderer Staaten kritisiert. Diese Haltung jetzt aus populistischen 26 
Gründen aufzugeben ist kurzsichtig und falsch. 27 



LANDESPARTEITAG DER SPD BERLIN AM 23.11.2024 
 

Antrag 03: Mehr soziale Gerechtigkeit durch langfristige Steuerpolitik (Resolution) 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/06 Lübars/Waidmannslust/Wittenau 2 
 3 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen, 4 
der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 5 
 6 
Um den Mitgliedern, den Mandatsträgern und allen Bürgerinnen und Bürgern eine Orientierung über 7 
die langfristige SPD-Politik zu geben, soll folgende Resolution beschlossen werden: 8 
 9 
Resolution: 10 
„Die große und wieder gewachsene Ungleichheit in Deutschland verletzt das demokratische  11 
Versprechen der Chancengleichheit und führt tendenziell zur Abkehr der Menschen von der  12 
Demokratie.  13 
Die SPD kämpfte von Beginn an für Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität und wird sich daher verstärkt 14 
dem Kampf für mehr Chancengleichheit durch Steuerpolitik widmen, denn allein durch gute  15 
Sozialpolitik lässt sich die wieder gewachsene Ungleichheit nicht beenden. 16 
Um mehr Chancengleichheit zu ermöglichen, wollen wir eine höhere Besteuerung hoher Einkommen 17 
und eine Entlastung im unteren und mittleren Bereich, eine Vermögensteuer, eine Kapitalertragsteuer 18 
ohne Begrenzung auf 25% und eine höhere, sinnvoll ausgestaltete Erbschaftsteuer für große Vermögen. 19 
Denn das zusätzliche Steueraufkommen trägt zur Gerechtigkeit bei: Es finanziert zum einen  20 
Investitionen in Bildung und Qualifikation und in die soziale Sicherung. Zum anderen wird es benötigt, 21 
um die riesigen gesellschaftlichen Aufgaben Klimaschutz, Umbau unserer Wirtschaft und Erhöhung  22 
unserer Verteidigungsfähigkeit generationengerecht zu bewältigen. Auch ein Klimageld kann so  23 
finanziert werden, um die CO2-Bepreisung gerecht abzufedern.“ 24 
 25 
Begründung:  26 
Die gewachsene Ungleichheit wird von den meisten Menschen als ungerecht empfunden, ist aber  27 
anscheinend schon fast selbstverständlich, sodass viele Menschen gar nicht mehr wissen, wie ungleich 28 
und ungerecht das ist und nur ein schales Gefühl und eine große Unzufriedenheit mit der Politik  29 
zurückbleibt. Die politische Diskussion hat sich an der Flexibilisierung der Schuldenbremse durch die 30 
Blockade der FDP aufgehängt, obwohl sie selbst von den Wirtschaftsweisen empfohlen wird.  31 
Insgesamt sollten Schulden aber auch nach Meinung der Wirtschaftsweisen nur als Kredite für  32 
gesellschaftliche Investitionen dienen, die später als höhere Einnahmen an den Staat zurückfließen.  33 
Die insgesamt zu finanzierenden Aufgaben sind aber viel größer und dauerhafter, sodass höhere  34 
staatliche Einnahmen zu ihrer Bewältigung nötig sind, ohne wachsende Schuldenberge oder massiven  35 
Sozialabbau zu erzeugen. Durch eine gerechtere Besteuerung der größten Einkommen und Vermögen 36 
kann Deutschland sowohl seine Aufgaben besser bewältigen als auch mehr Chancengleichheit  37 
herstellen: Die reichsten 10 % der deutschen Bevölkerung besitzen zwei Drittel des gesamten  38 
Vermögens. Und auch die regionale Ungleichheit ist sehr groß: Im Durchschnitt vererbte eine  39 
Erblasser:in aus Bayern 180.000 Euro, während eine Erblasser:in aus Sachsen-Anhalt nur knapp über 40 
10.000 Euro weitergeben konnte. Diese Unterschiede sind nur zu einem kleineren Teil durch  41 
Unterschiede in der individuellen Leistung entstanden. Tatsächlich spielen aber Herkunft (West-Ost-42 
Unterschiede, familiäre Bedingungen) und Erbschaften eine erhebliche Rolle. Die Reichsten haben ihren 43 
Reichtum nur zum geringeren Teil verdient, sie haben ihn aus vielerlei Gründen bekommen.  44 
Der effektive Steuersatz für Milliardär:innen hat sich in den vergangenen 30 Jahren halbiert.  45 
Dem ist gegenzusteuern. Bei der Besteuerung ist weiterhin zu berücksichtigen, dass das reichste 1% in 46 
Deutschland mit seinem Konsum 18mal soviel CO² pro Kopf produziert als Personen aus der ärmeren 47 
Hälfte, die obersten 10% fast 6mal so viel wie die ärmere Hälfte. Ein durch Steuern finanziertes  48 
Klimageld hat eine umverteilende Wirkung und entlastet die Ärmeren. Es ist unsere Aufgabe  49 
Chancengleichheit und Generationengerechtigkeit durch ein gerechteres Steuersystem zu ermöglichen.  50 
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Antrag 04: Wohnungslosigkeit reduzieren, Räumungsklagen verhindern! 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf 12/04 Heiligensee/Konradshöhe/Tegelort 2 
 3 
Die Landesparteitagsdelegierten der SPD Berlin mögen beschließen,  4 
die Bundesparteitagsdelegierten der SPD mögen beschließen, 5 
 6 
Die Mitglieder der (künftigen) SPD-Bundestagsfraktion sind aufgefordert, Mieter*innen besser vor  7 
Räumungsklagen zu schützen. Hierzu ist eine Reform des Mietrechts zu erreichen, sodass eine  8 
ordentliche Kündigung bei zwischenzeitlich vollständig beglichenen Mietrückständen ihre  9 
Wirksamkeit verliert. Dies soll auch in etwaigen künftigen Koalitionsverhandlungen entsprechend  10 
berücksichtigt werden. 11 
 12 
Begründung:  13 
Im Falle einer außerordentlichen Kündigung wegen Zahlungsverzugs kennt das Wohnraummietrecht  14 
besondere Schutzvorschriften zugunsten von Mieter*innen. Nach der Schonfristregelung wird eine  15 
außerordentliche Kündigung aufgrund Zahlungsverzugs unwirksam, wenn die innerhalb von zwei  16 
Monaten nach Einreichung der Räumungsklage noch fällige Miete beglichen ist. Eine zugleich  17 
ausgesprochene ordentliche Kündigung bleibt allerdings bei Nachzahlung innerhalb der Schonfrist  18 
wirksam und beendet das Mietverhältnis, obwohl alle Schulden beglichen wurden. Vermieter*innen  19 
kündigen daher in der Regel zusätzlich zur außerordentlichen Kündigung hilfsweise ordentlich. Die  20 
oben erwähnte Schonfrist wurde im allgemeinen öffentlichen Interesse zur Vermeidung von Obdach-  21 
und Wohnungslosigkeit geschaffen, verfehlt wegen der i.d.R. zeitgleich ausgesprochenen  22 
ordentlichen Kündigung jedoch ihre Schutzwirkung. Um diese Schutzwirkung stark zu machen, sollte  23 
die Zahlung innerhalb der Schonfrist auch auf die ordentliche Kündigung übertragen und in diesem  24 
Fall beide Kündigungen unwirksam werden. Vermieter*innen sind bei dauerhaften Mietrückständen  25 
nicht schutzlos gestellt: die Regelung ist in beiden Fällen nur einmal in zwei Jahren möglich. 26 
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Antrag 05: Preiserhöhung des 49-Euro-Tickets stoppen! 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf 12/18 Märkisches Viertel 2 
 3 
Der Landesparteitag möge beschließen  4 
Der Bundesparteitag möge beschließen 5 
 6 
Die Mitglieder der SPD-Fraktion im Bundestag sowie die Regierungsmitglieder der SPD werden  7 
aufgefordert, die geplante generelle Erhöhung des 49-Euro-Tickets für bestimmte Gruppen zu  8 
verhindern und notfalls mit Bundesmitteln die Finanzierung des 49-Euro-Tickets sicherzustellen. 9 
 10 
Das 49-Euro-Ticket ist die Grundlage dafür, dass Bürgerinnen und Bürger kostenniedrig den ÖPNV  11 
benutzen können. Es wird daher gefordert, dass für einkommensschwache Gruppen der Ticketpreis 12 
gleichbleibt. Das 49-Euro-Ticket hat nicht nur das Tarifsystem erheblich vereinfacht, sondern auch den 13 
Preis, den Bürgerinnen und Bürger im Monat für den ÖPNV bezahlen, deutlich gesenkt. Eine Erhöhung 14 
des Ticketpreises würde den Preiseffekt nicht nur reduzieren, sondern auch gewonnene Neukunden 15 
seit Einführung des 49-Euro-Tickets wieder verschrecken. Insbesondere einkommensschwache  16 
Personengruppen müssen hierbei vor einer Erhöhung geschützt werden. Auch der kulturelle Effekt des 17 
49-EuroTickets bleibt zu erwähnen, so dass, insbesondere jüngere und ältere Menschen die Möglichkeit 18 
haben, Deutschland kostengünstig zu erkunden. Es ist unverständlich, dass in Zeiten von dringend  19 
nötigen Investitionen Einsparungen auf Kundenseite vorgenommen werden. Für die Zukunft muss die 20 
Zusammenarbeit zwischen den Ländern und dem Bundesverkehrsministerium deutlich verbessert  21 
werden, so dass eine Preiserhöhung nicht mehr in Frage kommt. 22 
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Antrag 06: Resolution Krankenhäuser 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) in Reinickendorf 2 
 3 
Der SPD Landesparteitag möge beschließen: 4 
 5 
Resolution: 6 
Der Koalitionsvertrag der CDU und SPD vom April 2023 verspricht „schnellstmögliche Rückführung“ 7 
 der Charité Facility Management (CFM) und der Tochterunternehmen von Vivantes, für welche die  8 
Kolleg:innen schon seit vielen Jahren einen harten Arbeitskampf führen. Bis heute ist jedoch kein  9 
Zeitplan für die Integration der Töchter in die Muttergesellschaften vorgelegt worden. Stattdessen  10 
werden hohe Kosten und rechtliche Bedenken angeführt, welche eine Integration kaum möglich  11 
machen sollen. Jedoch sind weder die Kosten noch die rechtlichen Probleme transparent gemacht  12 
worden. 13 
 14 
So darf nicht mit den Kolleg:innen in den Krankenhäusern umgegangen werden. Genauso wie ein  15 
Krankenhaus ohne Reinigung, ohne Essenszubereitung, ohne Transport oder ohne Technik nicht  16 
funktionieren kann, genauso gehören selbstverständlich auch die entsprechenden Mitarbeitenden 17 
dazu. Sie sind keine Mitarbeitenden zweiter Klasse! Und sie sind auch kein Sparschwein für die  18 
Muttergesellschaft! 19 
 20 
Die Mitarbeitenden haben einen Anspruch darauf, dass ihre betriebliche Zukunft von den  21 
Verantwortlichen des Berliner Senats mit ihnen transparent kommuniziert wird. Dazu gehört die  22 
Vorlage eines Zeitplans für die Integration in den Mutterkonzern. Die Koalition arbeitet seit April 2023 23 
und noch immer ist nicht ersichtlich, wie es weitergeht. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass der 24 
aktuelle Tarifvertrag der CFM zum Jahreswechsel ausläuft und Tarifverhandlungen für das kommende 25 
Jahr anstehen. Um harte tarifliche Auseinandersetzungen zu vermeiden, muss deshalb ein belastbarer  26 
Zeitplan für eine tarifliche Angleichung vorgelegt werden. 27 
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Antrag 07: Qualitätssicherung der Bildungsgangsbetreuer*innen im Bereich Integrierte 1 
Berufsausbildungsvorbereitung (IBA) 2 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/02 Freie Scholle/Tegel 3 
 4 
Der Landesparteitag möge beschließen: 5 
 6 
Die SPD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus wird aufgefordert, sich dafür einsetzen, dass die  7 
Beteiligten (auch private Träger) am IBA-Bildungsgang genug Kapazitäten haben, um das Ziel des  8 
Bildungsganges zu erreichen. Hierfür ist es anzustreben, dass ein*e Bildungsgangsbetreuer*in höchsten 9 
35 Schüler*innen des IBA- Bildungsgangs betreuen, um so auch eine Anschlussperspektive vermitteln zu 10 
können 11 
 12 
Begründung: 13 
Dem IBA-Bildungsgang wird im Rahmen des verabschiedeten 11. Pflichtschuljahres ab dem Schuljahr 14 
25/26 eine Schlüsselrolle zukommen, schon jetzt sind berlinweit steigende Schüler*innenzahlen zu  15 
vermerken. Ein Ziel des Bildungsganges ist es, Schüler*innen eine Anschlussperspektive zu vermitteln 16 
und die Schüler*innen auf eine Ausbildung vorzubereiten. Des Weiteren besteht die Möglichkeit einen 17 
Schulabschluss zu erreichen (BBR,eBBR,MSA), für einige Schüler*innen der erste deutsche  18 
Schulabschluss.  19 
Einen erheblichen Teil für die Vermittlung der Anschlussperspektive tragen die  20 
Bildungsgangsbetreuer*innen, welche direkt an den Oberstufenzentren arbeiten und persönlichen  21 
Kontakt zu den Schüler*innen haben. Zum Schuljahr 24/25 haben sich die Zahlen der zu betreuenden 22 
Schüler*innen von 35 pro Bildungsgangsbegleiter*in auf 50 Schüler*innen pro Bildungsgangsbegleitung 23 
erhöht. Mit diesem Schlüssel wird die Qualität der Vermittlung von Anschlussperspektiven gefährdet 24 
und ein maßgebliches Ziel des Bildungsganges nicht erreicht. 25 
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Antrag 08: Politische Unabhängigkeit der Landeszentrale für politische Bildung erhalten 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/02 Freie Scholle/Tegel 2 
 3 
Der Landesparteitag möge beschließen: 4 
 5 
Die sozialdemokratischen Senatsmitglieder und die sozialdemokratischen Mitglieder im Berliner  6 
Abgeordnetenhaus werden aufgefordert, die politische Unabhängigkeit der Landeszentrale für  7 
politische Bildung zu sichern, und die Pläne der Senatsbildungsverwaltung zu unterbinden, die  8 
Landeszentrale künftig unter die inhaltliche Kontrolle einer Stabsstelle in der Senatsverwaltung zu 9 
stellen. 10 
 11 
Begründung:  12 
Die Landeszentrale für politische Bildung spielt eine bedeutende Rolle in der Erwachsenenbildung und 13 
bei der Demokratiebildung. Ihre politische Unabhängigkeit ist im Erwachsenenbildungsgesetz eindeutig 14 
geregelt. Darin ist festgehalten, dass die Gesamtverantwortung für die Arbeit bei der Zentrale selbst 15 
liegt. Ein Kuratorium wacht über die Überparteilichkeit der Arbeit. Eine Beschneidung der gesetzlich 16 
verankerten Unabhängigkeit durch die Einrichtung einer Stabsstelle Demokratiebildung bei der  17 
Senatsbildungsverwaltung, deren Aufgabe die fachliche und inhaltliche Kontrolle der Arbeit der  18 
Landeszentrale sin soll, ist politisch falsch und macht die Landeszentrale anfällig für parteipolitische  19 
Einflüsse. 20 
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Antrag 09: Erarbeitung eines neuen Grundsatzprogrammes 1 
Antragsteller/in: SPD Reinickendorf Abteilung 12/02 Freie Scholle/Tegel 2 
 3 
Der Landesparteitag möge beschließen, 4 
Der Bundesparteitag möge beschließen: 5 
 6 
Die SPD setzt Arbeitsgruppen zur Erarbeitung eines neuen Grundsatzprogrammes ein. 7 
 8 
Begründung: 9 
Die SPD hat sich immer als Programmpartei verstanden. Regierungsmacht war und ist für die SPD Mittel 10 
zum Zweck und die Grundsatzprogramme haben stets die moralische Rechtfertigung für die eigene  11 
Politik geliefert. 12 
 13 
2007 hat das „Hamburger Programm“ das „Berliner Programm“ von 1989 abgelöst und die SPD hat  14 
damit als erste Partei programmatische Leitlinien zur aktiven politischen Gestaltung der Globalisierung 15 
entwickelt. In einer sich immer schneller entwickelten Welt ist es jedoch wichtig, die eigenen  16 
programmatischen Grundsätze regelmäßig zu hinterfragen, Antworten auf neue Fragen zu finden und 17 
die Grundpfeiler sozialdemokratische Politik zu justieren, um auch für die kommenden Jahrzehnte  18 
zukunftsfähige politische Konzepte zu entwickeln. 19 




